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Vernehmlassung : Reform Quartiermitwirkung, Umsetzungskonzept  
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren  

Die Reform der Quartiermitwirkung ist ein für die Stadt Bern und die Menschen, die in dieser 

Stadt leben, wichtiges Vorhaben. In den vergangenen Monaten haben die Vertretungen der 

Quartierorganisationen (QO) und der Stadtverwaltung eine grosse Arbeit gelei stet. Dafür dan-

ken wir allen Beteiligten.  Die Reform ist notwendig und dringend. Die vorgeschlagenen Ziele 

und Massnahmen sind richtig, aber wenig konkret. Anpassungsbedarf besteht bei den 

Rechtsgrundlagen, den Aufgaben der QO und damit den für die Quarti ermitwirkung zur Ver-

fügung stehenden Mitteln. 

Wir haben uns im Rahmen der E -Vernehmlassung zum Umsetzungskonzept und zum Tool 

geäussert. Wir haben dabei vermisst, grundsätzlich Stellung nehmen zu können. Die Mög-

lichkeiten für Rückmeldungen im Tool sind auf ausgewählte Bereiche (Handlungsfelder und 

Massnahmenvorschläge bzw. Fragen zum online -Tool) limitiert.  

Aus diesem Grund nehmen wir auf diesem Weg ergänzend Stellung - verbunden mit dem 

Antrag, unsere Bemerkungen zu berücksichtigen und im Auswertungsbericht transparent zu 

machen:  

- Die QO sind in den vergangenen Jahren ihrem Auftrag gemäss Reglement über die 

politischen Rechte nachgekommen, soweit es deren personelle und finanzielle Res-

sourcen erlaubt haben. Im Fokus stand der Einbezug der organisierten Bevölkerung. 

Die QO sind etabl iert, bekannt und haben sich bewährt. Das Festhalten am bisheri-

gen Modell mit (privatrechtlich organisierten) Vereinen ist aus unserer Sicht richtig. 

Ihre Verankerung in der Gemeindeordnung der Stadt Bern (GO) ist eine wesentliche 

demokratische Errungensch aft. Allerdings haben sich mit der Beschränkung der QO 

auf den organisierten Teil der Bevölkerung auch deren Grenzen gezeigt. In den letz-

ten Jahren hat sich zudem das Verständnis für verschiedene Formen der Partizipa-

tion massiv verändert. Ein Hinweis an di eser Stelle: Wir vermissen im Bericht eine 

einheitliche Verwendung bzw. Klärung der Begriffe «Mitwirkung», «Partizipation» und 
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«demokratische Teilhabe» , und wir erwarten möglichst bald konkrete Vorschläge, 

wie die «unorganisierte» Bevölkerung partizipieren kann.  

- Wir sind einverstanden mit den Zielsetzungen des Reformprojektes. Wir werten den 

Anspruch, mehr Diversität und Niederschwelligkeit in der Mitwirkung der Bevölke-

rung erreichen zu wollen, sehr positiv. Die konkrete Umsetzung ist aber eine Heraus-

forderung, insbesondere wenn es darum geht, nicht organisierte Gruppen tatsäch-

lich und auf verschiedenen Ebenen einzubeziehen. Zudem sind Vereine und Orga-

nisationen, die spezifische Zielgruppen repräsentieren, oft stadtweit und nicht quar-

tierbezogen aufgestellt. Das gi lt beispielsweise für Vereine aus migrantischen Com-

munities, aber auch Organisationen, die spezifische Interessen vertreten (z.B. Pro 

Infirmis, Pro Senectute). Diesbezüglich vermissen wir konkrete Massnahmen: Die 

Massnahme 9 sieht zwar vor, alternative und  niederschwellige Partizipationsformate 

auszuprobieren und damit u.a. «unterrepräsentierte Bevölkerungsgruppen, stadtteil-

übergreifende Organisationen, lose Gruppierungen und «ungehörte Stimmen » abzu-

holen, aber wie genau dies passieren soll oder welche Formate dafür überhaupt in-

frage kommen, wird nicht erwähnt. Wir erwarten, dass der Gemeinderat diese Arbei-

ten nach Abschluss der Mitwirkung rasch an die Hand nimmt. Zusätzlich sehen wir 

Klärungsbe darf in Bezug auf Art. 88 Abs. 2 Bst. d des Reglements. Wenn die Quar-

tierorganisationen den Anspruch in hohem Masse einlösen sollen, müssen sie zu-

dem personell bzw. ressourcenmässig ganz anders aufgestellt werden.  

- Die angestrebte Professionalisierung ist richtig. Was das genau beinhaltet, bleibt im 

Umsetzungskonzept leider offen. Im Vordergrund steht für uns der Ausbau der Ge-

schäftsstelle bzw. der Geschäftsführung. Die Vorstände der QO sind ehrenamtlich 

tätig, ihre zeitliche Verfügbarkeit ist beschränkt.  

- Eine neue, bei der Stadt angelagerten Fachstelle kann sinnvoll sein im Sinne von 

Koordination und Know -how. Die Hürden, sich dort zu melden, werden genau für die 

bisher nicht vertretenen Bevölkerungsgruppen eher hoch sein.  Hier sehen wir eher 

eine fallweise Zusammenarbeit mit Partnerorganisationen im Vordergrund. Im Übri-

gen gehört das Mitdenken von Partizipation zu den Kernaufgaben jeder Verwal-

tungsabteilung und darf keinesfalls an eine Fachstelle delegiert werden.  

- Der Ansatz, die einzelnen Massnahmen nun rasch an die Hand zu nehmen (agile 

Umsetzung), ist nachvollziehbar. Dabei sind die QO mit ihrer Expertise zwingend ein-

zubeziehen.  

- Wir vermissen aber eine klare Priorisierung der Massnahmen. Die Wirksamkeit der 

Umsetzung hängt in hohem Masse davon ab, welche Aufgaben nun konkret die 

Stadt übernimmt, und welche Aufgaben auf die Quartierorganisationen neu oder ver-

ändert zukommen. Damit eng verknüpft ist die Frage der finanziellen Mittel und des 

Controllings. Uns fehlen diesbezüglich klare Aussagen. Aus unserer Sicht muss die 

Kommentiert [LB1]: Ich verstehe nicht ganz, warum wir hier da-
gegen sein sollen. Es wäre doch super, eine Fachstelle zu haben, die 
die verschiedenen Partizipationsvorhaben im Blick hat, vorschlagen 
und auch koordinieren kann. Natürlich müssen die Hürden tief sein, 
sich dort überhaupt zu melden, aber das ist meiner Ansicht nach 
eine Ausgestaltungsfrage der Fachstelle. Zudem hat auch der Bericht 
der Stadt gezeigt, dass andere Städte eine solche Fachstelle haben 
und dass diese etwas nützt.  
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Lösung in Richtung Harmonisierung bzw. eines (Rahmen -)Leistungsvertrages ge-

hen, der die (wenigen) für alle QO verbindlichen Eckdaten umfasst und daneben 

genügend Spielraum für individuelle und stadtteilspezifische Inhalte lässt. Deshalb 

müssen diese Fragen  rasch geklärt und eine Anpassung der entsprechenden Reg-

lementsbestimmungen an die Hand genommen werden. In Art. 92 Abs. 1 Bst. b sind 

z.B. die insgesamt zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel genannt, eine Erhö-

hung ist ohne Änderung nicht möglich.  

Der Einsatz von digitalen Mitwirkungstools macht Sinn. Die vorliegende Umfrage ist an-

spruchsvoll und von der Wortwahl und den Fragestellungen her nicht niederschwellig – im 

Gegenteil. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unsere Anliegen, auch in dieser Form.  

 

Freundliche Grüsse  
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Co -Präsident   Geschäftsführende Parteisekretärin 


